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Herr Kunz, wie gross ist die Chance,
dass eine Klage gegen die UBS in der
Schweiz Erfolg hätte?
Peter V. Kunz: Bei Verantwortlichkeits-
klagen ist das schwierig einzuschätzen.
Es ist ja nicht publik, was im Fall UBS
passiert ist. Für einen Erfolg müssten
dem damaligen Verwaltungsrat oder
dem Management Pflichtwidrigkeiten
nachgewiesen werden. Sie müssten al-
so gesetzliche Bestimmungen verletzt
haben. Eine Klage wäre ein grosses Risi-
ko: Zum einen sind die Erfolgsaussich-
ten ungewiss, zum anderen wäre eine
solche Klage in jedem Fall sehr teuer.

Müsste man den Angeklagten
auch einen Vorsatz nachweisen?
Kunz: Nein, das nicht. Fahrlässigkeit
würde genügen.

Die Geschäftsprüfungskommissionen
schlagen vor, dass der Bund die Pro-
zessrisiken tragen und die Kosten
übernehmen könnte.
Kunz: Das ist an sich ein origineller An-
satz. Ich glaube aber nicht, dass das rea-
lisierbar ist. Ich bin sehr skeptisch,
wenn es darum geht, dass der Bund die
Klagen von irgendwelchen Aktionären
finanzieren soll.

Wie sähe es aus, wenn etwa die Pensi-
onskasse des Bundes klagen würde?
Kunz: Besser. Eine Klage der Eidgenos-
senschaft, der AHV oder der Pensions-
kasse wäre machbar.

Gesprächsbereit
ist die UBS, wenn
es um die Einset-
zung einer Exper-
tenkommission
geht, welche die
firmeninternen
Abläufe untersu-
chen könnte.
Kunz: Eine solche
Untersuchung wäre wichtig und rich-
tig. Die UBS ist zwar eine private Gesell-
schaft. Aber nachdem sie auf staatliche
Unterstützung angewiesen war, ist es
selbstverständlich, dass die Bank dem
Informationsbedürfnis der Öffentlich-
keit entgegenkommen muss.

Der Verdacht liegt nahe, dass die UBS
damit nur eine Klage verhindern will.
Kunz: Mehr als das hat die Bereitschaft
wohl mit dem UBS-Abkommen zu tun,
welches das Parlament derzeit berät.

Könnte eine solche Kommission
überhaupt unabhängig sein?
Kunz: Das hängt davon ab, welche Per-
sonen darin sitzen würden. Wenn die
UBS diese selbst einsetzen könnte oder
der Bundesrat eher unkritische Exper-
ten bestimmt, dann macht ein solches
Gremium natürlich keinen Sinn. Bei
der Zusammensetzung dieser Kommis-
sion würde sich zeigen, wie ernst es der
UBS mit der Aufarbeitung wirklich ist.

Im Gespräch ist auch
eine Historikerkommission.
Kunz: Das braucht es ganz sicher nicht.
Es geht nicht um die Aufarbeitung his-
torischer Probleme wie etwa bei der
Bergier-Kommission. In erster Linie
müssten ausgewiesene und unabhängi-
ge Juristen ausgewählt werden.

«Eine Klage der AHV oder der
Pensionskasse wäre machbar»
Peter V. Kunz über die Chancen eines UBS-Prozesses

Die UBS müsse dem Informa-
tionsbedürfnis der Öffentlichkeit
entgegenkommen, findet der
Berner Wirtschaftsrechtsprofes-
sor Peter V. Kunz.
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370 Seiten sind nicht genug: Die Un-
tersuchung der Geschäftsprüfungs-
kommissionen (GPK) zur UBS-Affäre
geht dem Nationalrat zu wenig in
die Tiefe. Deshalb hat er sich gestern
mit 123 zu 57 Stimmen klar für eine
Parlamentarische Untersuchungs-
kommission (PUK) ausgesprochen.
Eine Allianz aus SVP, SP, den Grünen
und zwölf Vertretern der CVP-Frak-
tion will vor allem über den Einfluss
der UBS auf den Bundesrat und die
Finanzmarktaufsicht Finma «restlo-
se Klarheit», wie in der dreistündi-
gen Ratsdebatte gesagt wurde. Da-
mit erhöht die grosse Kammer den
Druck auf den Ständerat, der am
kommenden Montag über eine PUK
abstimmen wird.

Sonderlich beeindrucken aller-
dings dürfte das die Kantonsvertre-
ter im Stöckli nicht. Im Gegenteil:
Aller Voraussicht nach wird die
Mehrheit aus FDP und CVP mit ver-
einzelten Stimmen von SVP und SP
eine PUK definitiv verhindern. Laut
CVP-Fraktionschef Urs Schwaller ha-
ben sich die Fronten zwischen den
beiden Räten in den letzten Tagen
eher noch verhärtet als aufgeweicht.
Auch er rechnet darum fest mit ei-
ner Ablehnung.

Veillon will kein neues Mandat
Das bedeutet allerdings nicht,

dass der Sturm für die UBS und die
Bundesbehörden vorbei ist. Einer-
seits steht als schärfste Massnahme
eine Klage gegen die frühere Füh-
rung der Grossbank im Raum (siehe
Interview nebenan). Die CVP hat ges-
tern eine Motion eingereicht, in der
sie den Bundesrat dazu auffordert,
«ein strafrechtliches und ziviles Ver-
fahren» zu prüfen. Konkret könnte

etwa die Pensionskasse des Bundes
als Investorin klagen und der Staat
die Verfahrenskosten tragen. Ande-
rerseits könnte es am Montag im
Ständerat Anträge geben, mit denen
die GPK zu Zusatzermittlungen auf-
gefordert werden. Allerdings kann
sich SVP-Nationalrat Pierre-François
Veillon dafür nicht begeistern. Er
hat die Untersuchungsgruppe der
GPK geleitet und sagt nun klar: «Wir
können kein weiteres Mandat an-
nehmen, dazu fehlen uns schlicht
die personellen Ressourcen.»

In einer zweiten Motion fordert
die CVP den Bundesrat zudem dazu
auf, eine unabhängige Experten-
kommission einzusetzen, die unter
anderem klären soll, wie viel die
UBS-Verantwortlichen von den ille-

galen Geschäften in den USA ge-
wusst haben. Die Bank hat dies-
bezüglich bereits zaghaft Gesprächs-
bereitschaft signalisiert.

Expertengruppe: Nur ein Placebo?
Für SP-Fraktionschefin Ursula

Wyss steht jedoch bereits fest, dass
eine solche Kommission nichts wei-
ter wäre als ein Placebo. Auch SVP-
Fraktionspräsident Caspar Baader
hält eine Expertengruppe nicht für
prioritär. Für Urs Schwaller ist die
Zusammensetzung entscheidend:
«Wir brauchen keine Historiker-
kommission, sondern ein unabhän-
giges Gremium, in dem vor allem
Banken- und Wirtschaftsexperten
sowie Untersuchungsrichter vertre-
ten sind.»

Nationalrat erhöht den Druck
Grosse Kammer will eine PUK zur UBS-Affäre – Ständerat wird wohl Nein sagen

KEINE RESSOURCEN GPK-Leiter Veillon wehrt sich dagegen, dass den GPK Zusatzermittlun-
gen angehängt werden. KEYSTONE/PETER SCHNEIDER


